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Zum vierten Mal seit 2006 legt 
die Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung im Auftrag 
der Kultusministerkonferenz 
und des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung ei-
nen Bericht über die Bildung in 
Deutschland vor. Auch wenn der 
Bereich der nichtformellen und 
der informellen Bildung gestreift 
wird, liegt der Schwerpunkt auf 
den formellen Bildungsangebo-
ten im Bereich der elementaren 
Bildung (Krippen und Kinder-
tagesstätten), der schulischen 
Bildung, der Berufsbildung und 
der Hochschulbildung sowie 
der Weiterbildung. Besonderer 
Schwerpunkt ist in diesem Jahr 

die kulturelle/musisch-ästheti-
sche Bildung.

In allen Bildungsbereichen 
spiegelt sich in dem Bericht 
(zugänglich unter www.bil-
dungsbericht.de/zeigen.html, 
die Seitenzahlen im Folgenden 
beziehen sich auf die dort he-
runterladbare pdf-Version) die 
soziale Schielage dieser Ge-
sellschaft erneut wider. Dieser 
Befund steht in krassem Gegen-
satz zu der Schönfärberei der 
Auftraggeber, die, wie der ge-
genwärtige Vorsitzende der Kul-
tusministerkonferenz, Hamburgs 
Bildungssenator Ties Rabe, her-
vorheben: »Das Bildungsniveau 
ist weiter angestiegen. Die Zahl 

der Abiturienten nimmt zu, die 
Zahl der Schulabbrecher geht 
weiter zurück. Dazu beigetragen 
haben Schulreformen, die die 
Flexibilität und Durchlässigkeit 
des Schulsystems im Hinblick 
auf höhere Schulabschlüsse ver-
bessert haben«. Demgegenüber 
spricht der SPIEGEL von der 
»Republik der Abgehängten« 
und die GEW von der »Schere, 
die sich weiter öffnet.«

Die steigende Bildungsbetei-
ligung bei Krippen und Kitas, 
höhere Quoten von Hochschul-
zugangsberechtigungen und 
höhere Studienanfängerzahlen 
belegen keineswegs Bemühun-
gen der Kultusministerinnen und 

Republik der Abgehängten
Die Schere der gesellschaftlichen Spaltung von Arm und Reich schlägt 
sich in der Bildung in Deutschland 2012 nieder. Das erkennt sogar der 
ministerielle Bildungsbericht.

Hinsehen
Die soziale Spaltung der Gesellschaft wird immer tiefer. Das sagen 
Statistiken und vor allem: das nehmen die Betroffenen wahr: entmutigte 
Langzeitarbeitslose, Wohnungslose, Bildungsverlierer aller Art - aber auch 
wir LehrerInnen, die SchülerInnen begegnen, die in perspektivlosen War-
teschleifen gehalten werden. Die politischen Sparvorgaben verstärken 
diesen Trend des Abhängens eines Teils der Bevölkerung. 

Aber: Den Schulden der öffentlichen Hand stehen gigantische private Ver-
mögen gegenüber. Allein die privaten Vermögen des reichsten Prozents 
der Bevölkerung sind höher als alle öffentlichen Schulden in Deutschland 
zusammen. 

Seit Anfang August hat sich dagegen das Bündnis „UMfairTEILEN-

Reichtum besteuern!“ zusammengefunden. Erstes gemeinsames Ziel 
ist ein bundesweiter Aktionstag am 29. September. Die GEW ist mit 
dabei. Denn gerade der Bildungsbereich spiegelt diese schädliche Ent-
wicklung der immer fester zementierten Ungleichheit.
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-minister um besseren Zugang 
zu den Bildungswegen für alle 
und schon gar nicht den Erfolg 
bildungspolitischer Reformen. 
Sie sind vor allem Ausdruck der 
höheren Bildungsaspirationen 
der Familien in Deutschland, 
denen die Bildung ihrer Kinder 
angesichts der bedrohten Zu-
kunftsperspektiven in einer Welt 
zunehmender Konkurrenz im-
mer mehr wert ist.

Darüber hinaus zeigen die 
Veränderungen in den verschie-
denen Bildungsbereichen, dass 
die Gruppe der Verlierer im Bil-
dungswettbewerb immer weiter 
zurückbleibt. Die Bildungspoli-
tik in Bund und Ländern schafft 
es gerade nicht – oder nur sehr 
widersprüchlich und unzurei-
chend – Reformen in Gang zu 
bringen, die die soziale Schiela-
ge im Bildungswesen reduzieren 
und gute Bildung für alle von der 
Kita bis zur Weiterbildung beför-
dern.

Ein Grund dafür ist die feh-
lende Bereitschaft, endlich ge-
gen die auch im internationalen 
Vergleich nach wie vor man-
gelhafte Ausstattung des Bil-
dungsbereichs mit öffentlichen 
Mitteln vorzugehen. Das auf 
dem Bildungsgipfel 2008 groß-
spurig verkündete Ziel, 10% des 
BIP in Bildung und Forschung 
zu investieren, bleibt in weiter 
Ferne, auch wenn mit Statis-
tiktricks versucht wird, dies zu 
verschleiern. »Gemessen an der 
wirtschaftlichen Leistung gab 
Deutschland 2008 (neuere Daten 
liegen international nicht vor) 
mit einem BIP-Anteil von 4,8% 
weniger für Bildungseinrichtun-
gen aus als andere OECD-Staa-
ten (OECD-Mittel 5,9%).« /38/

Die Sorge für die zukünftigen 
Bildungsinvestitionen treibt auch 
die AutorInnen des Bildungsbe-
richts um: »Noch nicht absehbar 
ist, wie sich die von Bund und 
Ländern beschlossene Schul-

denbremse auf die Bildungs-
ausgaben auswirken wird.« /28/ 
Insbesondere die Länder und 
Gemeinden, die die Bildung an 
Schulen zu 95%, an den Kitas zu 
70% und an den Hochschulen zu 
66% inanzieren, werden in den 
kommenden Jahren unter mas-
siven Druck geraten, um die ge-
genwärtige Ausstattung aufrecht 
zu erhalten – geschweige denn 
dringend notwendige Verbesse-
rungen insbesondere zur Redu-
zierung der Benachteiligung der 
Bildungsverlierer zu inanzieren.

So gesehen muss die bange 
Fragestellung der AutorInnen 
des Bildungsberichts skeptisch 
beantwortet werden, ob ange-
sichts des demograischen Rück-
gangs der Anzahl der Bildungs-
teilnehmerInnen zumindest an 
Kitas und Schulen in den nächs-
ten Jahrzehnten »die Spielräume 
genutzt werden, um Kapazitäten 
abzubauen oder über erweiter-
te Förderungsmaßnahmen, den 
Ausbau der Ganztagsschulen 
und andere Maßnahmen die Bil-
dungsprozesse in den Einrich-
tungen zu verbessern und die 
Lernerfolge der Schülerinnen 
und Schüler zu steigern.« /44/

Private Haushalte (und Unter-
nehmen) schultern schon jetzt 
30% der Kita-Kosten, 43% der 
Kosten für beruliche Bildung 
und 15% der Hochschulbildung 
sowie 36% der Weiterbildungs-
kosten.

Elementarbereich
Während bei den 4-5-Jährigen 

eine 96%ige Betreuungsquote in 
Kitas und Tagesplege erreicht 
ist, hinkt Deutschland, was die 
Betreuung der unter Dreijähri-
gen betrifft, den vergleichba-
ren europäischen Ländern weit 
hinterher. Der Rechtsanspruch 
auf Kindertagesbetreuung für 
1- und 2-Jährige, der ab August 
2013 gilt, ist längst nicht erfüllt. 
Bisher werden erst 25% der un-

ter 3-Jährigen betreut und die 
Zahlen wären weit dramatischer, 
wenn nicht die ostdeutschen 
Länder dabei einen Betreuungs-
anteil von 47% hätten.

Hinzu kommt, dass der Ele-
mentarbereich noch immer über-
wiegend eine Halbtagsbetreuung 
ist – zum Teil sogar so kurz, dass 
Mittagessen in der Kita nicht 
stattindet. Nur 30% der Kinder 
zwischen 3 Jahren und Schulein-
tritt werden in Westdeutschland 
ganztags betreut. Ganztägige 
Bildung und Betreuung an Kitas 
ist aber ein wichtiger Faktor beim 
Ausgleich herkunftsbedingter 
Bildungsbenachteiligung, die 
sich in der gesamten weiteren 
Bildungsbiographie auswirkt. 
Insbesondere auch die Beteili-
gung von Kindern mit Migrati-
onshintergrund liegt mit 14% bei 
den unter Dreijährigen deutlich 
unter dem Durchschnitt. Die 
Autoren sprechen von »Segre-
gationstendenzen in Kinderta-
geseinrichtungen«, da ein Drittel 
aller Kinder, bei denen zu Hause 
nicht Deutsch gesprochen wird, 
in Kitas gehen, in denen mehr als 
50% der Kinder zu Hause nicht 
Deutsch sprechen.

Die Personalstruktur in Kitas 
ist ebenso wie in den anderen 
Bildungsbereichen überaltert 
und  die Beschäftigten müssen  
in den kommenden Jahren in ho-
hem Maße ersetzt werden. Das 
ist deshalb schwer, weil die Kita-
Beschäftigten fast ausschließlich 
Frauen sind, die schlecht bezahlt 
werden und zu 60% in Teilzeit 
arbeiten. Schon jetzt wird zu we-
nig Kita-Personal ausgebildet, 
um die Ausscheidenden zu er-
setzen und die Mehrbedarfe aus-
zugleichen. Hinzu kommt, dass 
nur 3% aller Kita-Beschäftigten 
eine (Fach-) Hochschulbildung 
haben, womit Deutschland auch 
hier im internationalen Vergleich 
auf einem hinteren Platz rangiert. 
Unzureichend ausgebildetes und 
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schlecht bezahltes Personal soll 
die Bildungsoffensive für die 
Jüngsten in unserer Gesellschaft 
voranbringen.

Allgemeinbildende Schulen
Zurückgehende Anteile an 

SchülerInnen, die die Schulen 
ohne Abschluss bzw. nur mit 
Hauptschulabschluss verlassen 
und steigende Gymnasialquo-
ten und AbiturientInnenzahlen 
in den letzten Jahren sind zwei-
fellos für sich betrachtet eine 
Erfolgsmeldung wert. Hinter 

diesen Zahlen verbergen sich 
aber Bildungswirklichkeiten, die 
Grund zur Besorgnis geben.

»Bisher konnte mit den struk-
turellen Veränderungen zwi-
schen 2000 und 2009 noch keine 
Verringerung der sozialen Un-
terschiede des Schulbesuchs er-
reicht werden. Insbesondere gilt 
dies für ausländische Jugendli-
che.« /99/

Seit vielen Jahren ist die so-
ziale Schielage in der Bildung 
empirisch belegt und ihre Be-
kämpfung wird zu einem Haupt-

ziel der Bildungspolitik erklärt. 
Erreicht ist nichts, so die Bilanz 
der AutorInnen des Bildungs-
berichts. Die großen sozialen 
Disparitäten haben sich nicht 
geändert: 61% der 15-Jährigen 
aus Elternhäusern mit hohem so-
zialen Status besuchen heute ein 
Gymnasium, aber nur 16% aus 
solchen mit niedrigem sozioöko-
nomischen Status.

Umgekehrt sieht das beim Be-
such der Hauptschule aus. Im-
mer noch sind es mehr als 30%, 
die die Schule mit oder ohne 
Hauptschulabschluss als höchs-
tem Bildungsabschluss verlas-
sen. Die überwiegende Mehrheit 
von ihnen stammt aus Familien 
mit mindestens einer sozialen 
Risikolage (geringe Bildung, 
Armut, Arbeitslosigkeit) und/
oder haben einen Migrationshin-
tergrund. Die Quote der Kinder 
mit einer sozialen Risikolage 
schwankt zwischen Bayern mit 
20% und Berlin mit 44%. Bei-
de Gruppen nehmen tendenziell 
eher zu.

Wenn die Gesamtheit derjeni-
gen mit geringen oder ohne Bil-
dungsabschlüsse kleiner wird, 
werden ihre Chancen auf dem 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
immer geringer. Es handelt sich 
eben nicht um eine kleine Rand-
gruppe, die mit relativ geringem 
Aufwand unterstützt werden 
könnte, sondern um immerhin 
fast ein Drittel der Jugendlichen 
in Deutschland. Jeder vierte 
Jugendliche gehört zur Risiko-
gruppe der schwachen Leser-
Innen, zwei Drittel davon sind 
männlich. Die Schere öffnet sich 
immer weiter.

Die vielbeschworene Ausdif-
ferenzierung unseres Bildungs-
systems führt dazu, dass die 
familiäre Unterstützung für die 
Schule Gewicht gewinnt, wobei 
die bezahlte Nachhilfe insbeson-
dere an Realschulen und Gym-
nasien ein relevanter Faktor ist. 

 V.i.S.d.P.: VER.DI BUNDESVORSTAND – RESSORT 1 – FRANK BSIRSKE – PAULA-THIEDE-UFER 10 – 10179 BERLIN 
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 Abzocker
Zwischen 21 und 32 Billionen US-$ bun-

kert der globale Geldadel in Steueroasen 
wie Liechtenstein, der Schweiz oder Jer-
sey. So eine Studie des ehemaligen 
McKinsey-Chefvolkswirts James Henry. 
Geld, auf das nirgendwo auch nur ein 
Cent Steuern gezahlt worden ist. 

Bei einer Verzinsung von drei Prozent 
wächst dieses Vermögen jedes Jahr um 
stolze 630 Milliarden US-$. Würden nur 
diese Erträge mit einer niedrigen Kapi-
talertragssteuer von 25 Prozent belastet, 
hätten die von Kapitalflucht betroffenen 
Staaten zusätzliche Steuereinnahmen 
von jährlich rund 160 Milliarden US-$.  

Die Dummen sind die Beschäftigten und 
alle anderen, die brav ihre Steuern zah-

len. Und Leidtragende alle, die auf öf-
fentliche Leistungen angewiesen sind. 
Gerecht geht anders! 

Damit muss Schluss sein. Steuerhinterzie-
hung ist kein Kavaliersdelikt. Steuer-
flucht muss konsequent bekämpft wer-
den. Dafür müssen die Steueroasen end-
lich ausgetrocknet werden. Das Flucht-
kapital muss zurückgeholt und im Hei-
matland ordnungsgemäß besteuert wer-
den. Hierfür brauchen wir einen automa-
tischen Informationsaustausch und eine 
grenzüberschreitende Kooperation der 
nationalen Steuerbehörden.  

Banken, die bei der Steuerflucht behilf-
lich waren und sind, müssen hart bestraft 
werden – bis zum Entzug der Banklizenz. 
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manchmal klirrt etwas
„Es ist alles still, wie in einer verschneiten Winternacht.

Nur ein leiser, monotoner Tropfenfall.
Das sind die Zinsen, die fortlaufend hinabträufeln
in die Kapitalien, welche beständig anschwellen;

man hört ordentlich, wie sie wachsen,
die Reichtümer der Reichen.

Dazwischen das leise Schluchzen der Armut.
Manchmal klirrt etwas, wie ein Messer, das gewetzt wird.“

Heinrich Heine (1797-1856)

(zitiert nach Herbert Schui / Eckart Spoo (Hg.): GELD IST GE-
NUG DA  Reichtum in Deutschland (1996))

Ein wenig Klirren ist ja auch heute, 2012, zu hören, insbesondere 
bei Attac, einigen Verbänden, Gewerkschaften und endlich auch 
wieder in mehr als nur einer Partei.

Sind Messer aber nicht da, um zu schneiden?

Damit ist selbstverständlich hier nur ein Schneiden gemeint hinein 
in die riesigen privaten Kapitalien: starke Erhöhung der Steuern für 
die großen Vermögen und für sehr hohe Einkünfte sowie endlich 
die Transaktionssteuer.

Und aufpassen müssen wir dann, dass die Steuergelder richtig aus-
gegeben werden: für eine vertiefte Bildung der Jugend, für Ver-
hinderung eines weiteren Auseinanderdriftens der Menschen in 
unserer Gesellschaft und – endlich hinreichend – für die dringliche 
Erhaltung unserer natürlichen Mitwelt. 

HERMANN SCHWARZ
Anmerkung eines fast Hundertjährigen

Das freiwillige Engagement in 
Vereinen und sozialen Gruppen 
– oft wichtige Orte informellen 
Lernens – ist stark von sozialer 
Herkunft abhängig.

Die Zahl der Privatschulen ist 
von 1989 bis 2010 von 2.277 auf 
3.605 gestiegen, jede 10. Schule 
wird heute privat geführt. Dabei 
ist der Anteil rein kommerzieller 
Schulen nach wie vor sehr ge-
ring, es dominieren kirchliche, 
weltanschauliche und solche von 
oft gemeinnützigen Verbänden 
und Stiftungen. Die Segregation 
des Schulwesens wird damit vo-
rangetrieben, denn die sozialen 
und ethnischen Unterschiede in 
der Elternschaft und deren spe-
ziische Ansprüche an die Leis-
tungen des Schulsystems sind 
vermutlich die Triebfedern des 
Privatschulbooms./vgl. 99f./

Ganztagsschulen in gebunde-
ner Form, das heißt Ganztags-
schulen, die für die SchülerInnen 
verplichtende Angebote über 
den ganzen Tag machen und 
so zu einer neuen Rhythmisie-
rung des Schulalltags kommen, 
mit allen SchülerInnen eines 
Jahrgangs gemeinsam lernen, 
Hausaufgaben machen und 
Freizeitaktivitäten während des 
Schultags durchführen – das ist 
ein erprobter Weg, um herkunfts-
speziische Bildungsbenach-
teiligung auszugleichen. Diese 
Ganztagsschulen sind aber teuer 
und deshalb wird in Deutschland 
ein System bevorzugt, das die 
Halbtagsschule durch freiwillige 
Angebote an einzelnen Nachmit-
tagen ergänzt. Deshalb grenzt 
es an Etikettenschwindel, wenn 
vom erfolgreichen Ausbau von 
Ganztagsschulen die Rede ist. 
51% der Schulen machen Ganz-
tagsangebote, aber nur jeder 
vierte Schüler proitiert davon.

Berufliche Ausbildung
»Die Hoffnung, dass bei de-

mograisch bedingter Rückläu-

igkeit der Bewerberzahlen für 
eine duale Ausbildung die bisher 
am Ausbildungsstellenmarkt be-
nachteiligten Gruppen von selbst 
in eine voll qualiizierende Aus-
bildung integriert würden, hat 
sich bisher nur begrenzt erfüllt.« 
/122/ Das ist sehr zurückhaltend 
formuliert. Zwar hat sich der 
Anteil der dualen Ausbildung 
an allen Neuzugänge von 2005 
43,3% auf 2011 49,7% erhöht 
und ist entsprechend der Anteil 
am Übergangssystem von 38,7% 
auf 30,4% gesunken, nach wie 
vor gehen aber in den Stadtstaa-
ten 80% der Jugendlichen ohne 
Hauptschulabschluss und in den 
westdeutschen Flächenländern 
mehr als 50% derjenigen mit 

Hauptschulabschluss ins Über-
gangssystem und inden keinen 
Ausbildungsplatz.

Von den zukunftsträchtigen, 
relativ gut bezahlten Berufen 
im kaufmännischen und im Ver-
waltungsbereich in Industrie und 
Handel sind HauptschülerInnen 
praktisch ausgeschlossen, im 
Ernährungshandwerk, in den 
Bauberufen, bei den Friseurin-
nen und im Einzelhandel bleiben 
sie meist unter sich. Es sind auch 
diese Ausbildungen, in denen die 
Abbrecherquote weit über dem 
Durchschnitt liegt (der beträgt 
insgesamt 20%), die Bezahlung 
weit unter dem Durchschnitt 
und die Zahl der Absolventen, 
die nach der Ausbildung lange 
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ohne Arbeit sind oder qualiika-
tionsfremd tätig sind, hoch ist. 
Weibliche Jugendliche und Ju-
gendliche mit Migrationshinter-
grund sind hier deutlich überre-
präsentiert.

Auch in der berulichen Bil-
dung zeigt sich also eine zu-
nehmende Polarisierung, und 
durch die Tendenz zu höheren 
Bildungsabschlüssen werden 
nach wie vor vor allem die sehr 
vielen abgehängt, die beim Wett-
lauf um die höchsten Bildungs-
abschlüsse nicht mithalten kön-
nen. So »erscheint die faktische 
Abschottung von annähernd 
der Hälfte der Ausbildungs-
berufe gegenüber den unteren 
Bildungsabschlüssen als eine 
schwere berufsbildungs- und ar-
beitsmarktpolitische Hypothek.« 
/122/

Hochschule
»Die Hochschule wird mehr 

und mehr zur prototypischen 
Ausbildungseinrichtung einer 
Volkswirtschaft, die sowohl im 
sekundären als auch im tertiä-
ren Sektor zunehmend auf wis-
sensbasierter Beschäftigung und 
Wertschöpfung beruht«, so die 
Autoren des Bildungsberichts. 
Doppelte Abiturientenjahrgänge 
durch die Schulzeitverkürzung 
am Gymnasium von 9 auf 8 Jah-
re und die Aufhebung der Wehr-
plicht sind Sonderfaktoren, 
die die Studienanfängerzahlen 
im letzten Jahr überproportio-
nal steigen ließen. Unabhängig 
davon nehmen die Studieren-
denzahlen in den letzten Jahren 
sowohl absolut als auch propor-
tional zu.

Dennoch ist der Anschluss an 
die OECD-Quoten noch nicht 
erreicht. Wenn der Hochschulab-
schluss zunehmend wichtiger für 
die beruliche Perspektive junger 
Menschen wird, ist es besonders 
gravierend, dass der Hochschul-
zugang nach wie vor sozial ver-

erbt wird. 77% der Kinder von 
Akademikern nehmen ein Studi-
um auf, aber nur 13% der Kinder 
von Hauptschuleltern. Die Über-
gangsquote vom Abitur zum 
Hochschulstudium ist ebenfalls 
stark abhängig vom Elternhaus: 
81% studienberechtigte Akade-
mikerkinder, aber nur 62% studi-
enberechtigte Kinder von Eltern 
ohne höhere Schulabschlüsse 
beginnen ein Studium. Auch hier 
ist eine besondere Benachteili-
gung von Abiturientinnen fest-
zustellen, sie nehmen viel selte-
ner ein Studium auf, obwohl ihre 
Abiturientenquote wesentlich 
höher ist.

Schon jetzt haben wir höhe-
re Studierendenzahlen als vom 
Hochschulpakt zwischen Bun-
desregierung und Ländern als 
Zielmarke ausgegeben wurde 
und inanziert sind. Die Mittel, 
die pro Studierenden jährlich zur 
Verfügung stehen, haben sich 
gegenüber 2005 bereits verrin-
gert und drohen weiter zurück-
zugehen, wenn nicht zusätzliche 
Anstrengungen unternommen 
werden, wonach es gegenwär-
tig nicht aussieht. Schon jetzt 
schätzen 40% der Studierenden 
die Studienbedingungen an deut-
schen Hochschulen problema-
tisch ein. /vgl. 140/

Dabei spielt eine wichtige 
Rolle, dass die Strukturreform 
zum Bachelor/Master-System 
erhebliche Probleme mit sich 
bringt. Da der berufsqualii-
zierende Wert des Bachelor-
Abschlusses äußert fraglich ist, 
wollen fast alle Studierenden ei-
nen Masterstudiengang anschlie-
ßen. Dabei ergeben sich zukünf-
tig massive Kapazitätsprobleme. 
Hinzu kommt, dass das eigentli-
che Ziel der Umstellung auf Ba-
chelor/Master so nicht erreicht 
werden kann: Die Studienzeiten 
werden nicht verkürzt und die 
Abbrecherquoten sind nach wie 
vor hoch (Bachelorstudiengänge 

2010: Abbruchquote 28%).

Fazit
Der Bildungsbericht 2012 ist 

ein Dokument ungleich verteilter 
Bildungschancen in Deutschland 
und kein Grund zum Jubeln. Von 
der Krippe über die Schule, die 
Berufsbildung, die Hochschule 
und die Weiterbildung ist unser 
Bildungswesen von ungleich 
verteilten Bildungschancen auf-
grund sozialer Benachteiligung 
gekennzeichnet.

Ohne Zweifel hat es im zu-
rückliegenden Jahrzehnt Ver-
änderungen in allen Bildungs-
bereichen gegeben. Vor allem 
die meisten Eltern haben die 
steigende Bedeutung guter Bil-
dung für ihre Kinder erkannt und 
handeln entsprechend, in dem sie 
höhere Bildungsabschlüsse ver-
langen und häuig viel Zeit und 
Geld in die Bildung ihrer Kinder 
investieren.

Die staatlichen Reformen 
(Kita-Ausbau, Steigerung der 
Zahl der Studienplätze, Sprach-
förderung, Schulreformen) 
sind eher Reaktionen auf die 
gestiegene Nachfrage und oft 
allenfalls halbherzig. Ein grund-
sätzliches Umsteuern zu mehr 
Bildungsgerechtigkeit erfordert 
einen schnelleren Ausbau der 
Bildungseinrichtungen für ganz-
tägige Bildung und Betreuung 
für alle Kinder in hoher Quali-
tät und die soziale Öffnung der 
Hochschulen. Das ist nur durch 
eine massive Steigerung der öf-
fentlichen Bildungsausgaben zu 
haben. Der Rückgang von Schü-
lerInnenzahlen im kommenden 
Jahrzehnt bietet dafür prinzipiell 
Spielraum. Angesichts einer par-
teienübergreifenden Politik von 
Schuldenbremse und Fiskalpakt 
sind die Chancen dafür gegen-
wärtig allerdings außerordent-
lich gering.

KLAUS BULLAN
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Marktgängig
Die schleichende Aushöhlung öffentlich organisierter Bildung durch private 
Angebote untersucht Ulrich Thöne (1. Vorsitzender GEW-Bund)

Die Zahl der öffentlichen Bil-
dungseinrichtungen sinkt, die 
der privaten steigt. Ein Befund, 
der neben den Meldungen und 
Kommentierungen zu den Er-
gebnissen des vierten nationalen 
Bildungsberichts kaum beach-
tet wurde. Während Politik und 
Medien darüber stritten, ob es 
denn nun graduell besser oder 
schlechter geworden sei mit der 
Bildung in Deutschland, kam 
die tiefere Analyse zu kurz. Dem 
Statistischen Bundesamt war 
diese Entwicklung immerhin 
eine Pressemitteilung wert. Zu 
Recht. Denn egal, ob man, wie 
die Bundesregierung und die 
Kultusminister der Länder, die 
Erfolge in der Bildungsbeteili-
gung betont oder, wie Gewerk-
schaften und Sozialverbände, 
dass die Schere zwischen Bil-
dungsgewinnern und -verlierern 
immer weiter auseinandergeht: 
der Trend zu mehr privaten 
Schulen und Hochschulen hält 
an, während der Anteil priva-
ter Bildungsausgaben abnimmt. 
Dieser Trend ist Ausdruck dafür, 
dass das öffentliche Gut Bildung 
schleichend zu einer marktgän-
gigen Ware gemacht und öffent-
liche Mittel in private Erwerbs-
unternehmen umgeleitet werden. 
Das Menschenrecht auf Bildung 
gerät in Gefahr.

Privatisierung, Profitgier 
und Ausgrenzung im 
Bildungssektor

Mit Bildung lässt sich Geld 
machen, viel Geld. Je höher die 
Einnahmen sind und je weniger 
die Beschäftigten der Branche 
verdienen, desto mehr Gewinn 
für den privaten Träger. Wir se-

hen das aktuell beim Mindest-
lohn in der Weiterbildung nach 
SGB II und SGB III: 12,60 Euro 
soll er im Westen, 11,25 Euro 
im Osten betragen. Das sind in 
Vollzeit knapp 2.000 Euro brut-
to monatlich für Tätigkeiten, die 
im Regelfall einen Hochschulab-
schluss voraussetzen. Das ist al-
les andere als üppig. Einem Teil 
der Arbeitgeber, hier ausschließ-
lich privaten, ist selbst das noch 
zu viel. Vor allem mit Hilfe der 
FDP ist es ihnen gelungen, den 
Mindestlohn über Jahre erfolg-
reich zu blockieren. Das Pikan-
te ist daran, dass das Geld vom 
Staat kommt. Es sind Mittel der 
Bundesagentur für Arbeit, die 
an private Weiterbildungsunter-
nehmen gehen. Bildung für Er-
werbslose, aus öffentlichen Kas-
sen inanziert, für Niedriglöhne 
missbraucht, mit dem Ziel, Proit 
zu machen. Leider ist das kein 
Einzelfall. Überall, wo die Pri-
vatisierung im Bildungswesen 
fortschreitet, beobachten wir zu-
nehmend Leiharbeit, Tariflucht, 
Lohndumping und prekäre Ar-
beitsbedingungen. Zumindest 
in der BA-geförderten Weiter-
bildung ist dem erst einmal ein 
Riegel vorgeschoben: Der Bran-
chenmindestlohn gilt seit 1. Au-
gust 2012.

Eine andere Seite des Priva-
tisierungstrends sind exklusive 
Angebote für Menschen, die 
es sich leisten können: private 
Kitas mit Extraangeboten für 
die Kinder reicher Eltern, Pri-
vatschulen mit kleinen Klassen 
und ausgefeilten pädagogischen 
Konzepten sowie private Unis 
für die Elite von morgen. – Wer 
standesbewusst ist und das nö-

tige Kleingeld hat, muss sich 
nicht mit dem schlechtgeredeten 
öffentlichen Angebot abinden. 
Die Folge ist, dass Privilegien 
und Ausgrenzung reproduziert 
statt abgebaut werden. In dieser 
Entwicklung manifestiert sich 
die soziale Spaltung und wird 
weiter vorangetrieben. Auch hier 
inanziert der Staat leißig mit: 

Ersatzschulen privater Träger 
stützen sich, verfassungsrecht-
lich sanktioniert, weitgehend auf 
Mittel der öffentlichen Hand und 
können ihre Einnahmen über 
Elternbeiträge noch verbessern. 

Ist das 'ne öffentliche oder private 

Schultüte?

Fo
to

: S
te

fa
n 

G
ie

rli
ch



16 hlz  – Zeitschrift der GEW Hamburg 7-9/2012

Das Modell der „Bürgerschule“ 
des Paritätischen Wohlfahrtsver-
bandes in Bremen verdeutlicht 
den Anspruch, den die Träger 
dieser Einrichtungen erheben: 
Neue private Ersatzschulen 
sollen etabliert oder staatliche 
an freie Träger, Stiftungen etc. 
übergeben werden. Das Land 
soll mindestens 100 Prozent der 
bisherigen Kosten zahlen, der 
Träger aber unabhängig über 
das Schulproil, das Personal 
und dessen Bezahlung sowie den 
Einsatz sonstiger Ressourcen 
entscheiden. Die Eltern erhalten 
die „Entscheidungsmacht“ dar-
über, welche Schule sie wählen. 

Faktisch wird damit eine Kon-
kurrenz zwischen staatlichen 
und privaten Schulen etabliert, 
bei denen sich die freien Träger 
Vorteile daraus versprechen, 
dass sie bei hundertprozentiger 
inanzieller Absicherung vor al-
lem personalpolitisch lexibler 
handeln können – Privatisierung 
ohne Risiko. Auf den Unterbie-
tungswettbewerb gegenüber der 
Beamtenbesoldung und den öf-
fentlichen Tarifverträgen würde 
man angesichts eines solchen 
Konzepts wohl nicht lange war-

ten müssen.
Dabei war Bildung über lan-

ge Zeit unbestritten ein öffent-
liches Gut. Alle politischen Be-
kundungen von Linkspartei bis 
FDP unterstreichen bis heute 
den individuellen Anspruch auf 
bestmögliche Bildung für alle 
Menschen. Für die GEW ist klar: 
Gute Bildung ist ein Menschen-
recht, das in Deutschland noch 
lange nicht für alle verwirklicht 
ist. Es ist mit dem Ziel der Chan-
cengleichheit und Diskriminie-
rungsfreiheit, mit Menschenwür-
de, der Achtung von Vielfalt, der 
Entfaltung aller menschlichen 
Potenziale und einer konse-

quenten Menschenrechtsbildung 
untrennbar verknüpft. Das Men-
schenrecht auf Bildung gründet 
darauf, dass es zur Wahrneh-
mung anderer Rechte überhaupt 
erst befähigt. Ihm kommt des-
halb im internationalen Werte-
fundament der Menschenrechte 
eine zentrale Bedeutung zu. 
Dass Bildung ein öffentliches 
Gut sein muss, ist eine zwin-
gende Konsequenz, weil der An-
spruch des Einzelnen sonst nicht 
erfüllt werden kann. Wie kommt 
es dann aber, dass ausgerechnet 

in der Dekade, in der durch den 
PISA-Schock höchst unsanft auf 
die Deizite im Bildungswesen 
aufmerksam gemacht wurde, die 
öffentliche Bildung schrumpft, 
während Bildungsangebote 
privater Anbieter zunehmen? 
Und wie kann es angehen, dass 
die privaten Bildungsausgaben 
gleichzeitig sinken? Oder muss 
dies gar nicht verwundern? Und 
ist das vielleicht kein Problem?

Öffentliches Gut und 
öffentliche Verantwortung

Zunächst einmal ist es richtig, 
dass nie alle Bildungsbereiche 
zu hundert Prozent in staatli-
cher Hand gelegen haben. Das 
gilt für die Weiterbildung in er-
heblichem Umfang, obwohl es 
auch dort namhafte öffentliche 
Anbieter gibt, die sich mit ihren 
Angeboten an ein breites Publi-
kum wenden (z.B. Volkshoch-
schulen). Die frühkindliche Bil-
dung war im Westen, bei einem 
allerdings deutlich geringeren 
Gesamtumfang als heute, schon 
immer von freien und kirchli-
chen Trägern mitgeprägt. Die Er-
kenntnis, dass es sich nicht „nur“ 
um Betreuung, sondern um Bil-
dung im originären Sinn handelt, 
hat sich erst in den vergangenen 
Jahren vollends durchgesetzt. Im 
Schul- und Hochschulbereich 
waren dagegen über lange Zeit 
private Einrichtungen die Aus-
nahme, wobei vor allem konfes-
sionelle Schulen eine lange Tra-
dition haben.

Gerade im Schul- und Hoch-
schulbereich steigt der Anteil 
privater Träger in besonderem 
Maße. In Bayern ist der Anteil 
der Schüler, die eine private 
Schule in Anspruch nehmen, 
von 2001 bis 2011 um ein Viertel 
gewachsen. Jedes neunte Kind 
geht dort auf eine private Schu-
le, im Bundesdurchschnitt jedes 
zwölfte. In den östlichen Bun-
desländern ist der Anteil gerade-

Gibt es hier Extra-Bildungswürste?
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zu sprunghaft angestiegen, was 
nur zum Teil mit Nachholeffek-
ten erklärt werden kann, weil der 
Anteil in Brandenburg und Sach-
sen mittlerweile fast doppelt so 
hoch ist wie in Schleswig-Hol-
stein. Noch drastischer ist die 
Entwicklung im Hochschulbe-
reich: Seit 2000 hat sich die Zahl 
privater Hochschulen mit staatli-
cher Anerkennung mehr als ver-
doppelt. Ihr Anteil liegt bei über 
einem Viertel aller Hochschulen. 
Die Bremer Jacobs University – 
benannt nach der Kaffeedynastie 
Jacobs – oder die Bucerius Law 
School – eine private Universität 
für Rechtswissenschaften, be-
nannt nach dem ZEIT-Gründer 
Gerd Bucerius – sind namhafte 
Beispiele. Der private Charakter 
wird durch die Namensgebung, 
zumeist ein deutlicher Hinweis 
darauf, wer zahlt, unterstrichen. 
Die Studierendenzahlen haben 
sich zwar im gleichen Zeitraum 
verdreifacht, liegen aber bei 
unter fünf Prozent, weil private 
Hochschulen eher klein sind.

Für die Frage der Bildung als 
öffentlichem Gut ist der formale 
Status nicht allein entscheidend. 
Öffentliche Güter müssen nicht 
zwingend vom Staat selbst an-
geboten werden. Unbestritten 
ist auch, dass verschiedene pä-
dagogisch sinnvolle Konzepte 
durch einen privatrechtlichen 
Organisationsrahmen begüns-
tigt wurden und öffentliche Bil-
dungseinrichtungen bzw. deren 
Konzepte teilweise befruchtet 
haben. Entscheidend ist dage-
gen, dass der Staat sicherstellt, 
dass jede und jeder diskriminie-
rungsfreien Zugang zur Bildung 
hat und die Regeln und Angebote 
öffentlichen Standards entspre-
chen. Nur so kann der Charakter 
eines individuellen Rechts, hier 
des Rechts auf Bildung, gewahrt 
werden. Gerade diese Merkmale 
geraten aber bei uns zunehmend 
unter Druck.

Der Staat zieht sich aus der di-
rekten Verantwortung zurück, er-
möglicht die Bildung von (Teil-)
Märkten und verliert zugleich 
auch die Fähigkeit, qualitativ zu 
steuern. Dieser Erosionsprozess 
ist in vollem Gang. Er indet 

seinen Niederschlag bis in die 
öffentlichen Bildungseinrichtun-
gen. Geht aber die öffentliche 
Verantwortung verloren, gerät 
das in Gefahr, was Bildung zu 
einem öffentlichen Gut macht: 
der allgemeine und diskriminie-
rungsfreie Zugang.

Erosion öffentlicher 
Verantwortung – 
Beispiele über Beispiele

Der Rückzug des Staates aus 
der Bildung indet statt, die öf-
fentliche Verantwortung ero-
diert. Dafür gibt es zahlreiche 
Beispiele aus allen Bildungsbe-
reichen:
�  Es entstehen private Bildungs-

konzerne wie Phorms (Kita, 
Vorschule, Grundschule und 
Gymnasium) oder Klax (Kitas) 
mit Umsätzen in Millionenhö-
he. Die staatliche Förderung 
bietet Sicherheit. Elternbeiträ-
ge, die allerdings nicht durch-
gängig erhoben werden und 
mangelnde Tarifbindung er-
öffnen zusätzliche Spielräume. 
Obwohl der diskriminierungs-
freie Zugang zu diesen Bil-
dungseinrichtungen und sogar 
inklusive Bildung propagiert 
werden, kann über die zusätzli-

chen Beiträge und die inhaltli-
che Ausrichtung der Bildungs-
einrichtungen sozial selektiert 
werden, was die Attraktivität 
für gut betuchte bürgerliche 
Kreise steigert.

�  Öffentliche Haushaltsmittel 
für Bildungsangebote werden 
gezielt an private Dienstleister 
„umgeleitet“. Prominentestes 
Beispiel ist das Bildungs- und 
Teilhabepaket im Zuge des 
Hartz-IV-Kompromisses, über 
das Mittel für Nachhilfe be-
reitgestellt wurden, die nur 
von privaten Nachhilfeeinrich-
tungen erbracht werden kann. 
Es gibt nicht ausreichend Be-
schäftigte in den Schulen, um 
die Kinder und Jugendlichen 
gemäß ihrer Kernkompetenz 
individuell zu fördern. Statt-
dessen sollen sie den Nachhil-
febedarf feststellen – als Zu-
satzaufgabe.

�  Auch die Gründung privater 
Hochschulen wird kräftig ge-
fördert: Die International Uni-
versity Bremen, heute Jacobs 
University, wurde vom Senat 
der Hansestadt mit 115 Millio-
nen Euro Anschubinanzierung 
gefördert. – Zum Vergleich: 
Die öffentlichen Hochschulen 
des Landes erhalten jährlich 
200 Millionen Euro. Staatliche 
Millionen gibt es auch für die 
European Business School in 
Wiesbaden: 60 Millionen Euro 
werden von Land und Kom-
mune für Infrastruktur und 
personellen Aufbau bereitge-
stellt, einschließlich Tiefgarage 
und Architektenwettbewerb. 
Äußerst fraglich, ob sich die-
se Investitionen lohnen. Der 
Hamburger Investor Educa-
tiontrend musste bereits zwei 
Unis schließen. Davon war al-
lein der Standort Bruchsal mit 
15 Millionen Euro öffentlich 
gefördert worden. In Stuttgart 
scheiterte ein ambitioniertes 
Public-Private-Partnership-

Der Staat zieht sich 
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Projekt.
�  Kitas, Schulen und Hochschu-

len greifen verstärkt auf ex-
ternes Personal zurück. Da-
mit werden Löcher gestopft, 
weil es z.B. an Lehrkräften 
und mit dem Krippenausbau 
zunehmend an qualiiziertem 
erzieherischen Personal man-
gelt und deshalb Hilfskräfte 
beschäftigt werden. Mittler-
weile gibt es eine ganze Reihe 
von Personaldienstleistern, die 
Lehrkräfte an Schulen oder 
Kita-Personal in Leiharbeit 
überlassen.

�  Über externe Kräfte werden 
aber auch Inhalte in die Bil-
dungseinrichtungen einge-
speist, die sich sonst nicht in 
dieser Form auf Lehrplänen 
fänden. business@school heißt 
die Initiative einer internati-
onalen Unternehmensbera-
tung, die unter aktivem Ein-
satz von Beschäftigten großer 
Wirtschaftsunternehmen zum 
Ziel hat: „Wirtschaftsthemen 
über ein gesamtes Schuljahr 
an Schulen (…) anschaulich 
und praxisnah zu vermitteln“. 
Auch die vom Bund geförder-
te Initiative „Unternehmergeist 
in die Schulen“ will „frischen 
Wind in die ökonomische Bil-
dung und Förderung junger 
Menschen“ bringen. Dadurch 
wird die ökonomische Bil-
dung eindimensional auf Un-
ternehmensinteressen, sprich: 
Gewinnmaximierung, aus-
gerichtet. Differenzierte Be-
trachtungen über Wohlstand, 
Wachstum und Nachhaltigkeit 
drohen dabei auf der Strecke 
zu bleiben, von Arbeitnehmer-
rechten ganz zu schweigen.

�  Schließlich erobern private 
Unternehmen, Stiftungen und 
Medien die Deutungshoheit in 
der Bildungspolitik. Rankings 
von Ländern, Schulen oder 
Hochschulen im Hinblick auf 
ihre Leistungsfähigkeit inden 

oft mehr Gehör als Debatten 
in den verantwortlichen de-
mokratischen Institutionen. 
Damit droht das Primat der 
Politik endgültig gebrochen zu 
werden. Das Gemeinwohl als 
Maßstab zur Bewertung des 
Bildungswesens wird durch 
ökonomische Interessen wie 
gut dotierte Beratungsleistun-
gen oder Aulagenstärken ab-
gelöst.

Die Liste ließe sich beliebig ver-
längern. Der Trend zur Privati-
sierung hat die GEW veranlasst, 
die Reihe „Privatisierungsre-
port“ aufzulegen.

Alles kein Problem?
Wie gesagt: allein die Zunah-

me privater Trägerschaften ge-
fährdet noch nicht zwangsläuig 
das öffentliche Gut Bildung. 
Dieses Problem besteht aber 
dennoch ganz real.

Die inanziellen Hürden, an ei-
ner privaten Universität studieren 
zu können, sind beachtlich: Auf 
20.000 Euro belaufen sich die 
Studiengebühren an der Jacobs 
University – pro Jahr. 44.000 
Euro sind es für ein vollständiges 
Jura-Studium an der Bucerius 
Law School. Dort heißt es zwar: 
„Ein Studium an der Bucerius 
Law School darf und soll nicht 
am fehlenden Geld scheitern.“ 
Bezahlt werden muss aber in je-
dem Fall, ob durch ein Stipendi-

um inanziert oder nach dem Stu-
dium, denn der beruliche Erfolg 
gilt als garantiert. Stolz ist die 
Universität darauf, dass rund ein 
Viertel der Studierenden eine der 
verschiedenen Finanzierungsva-
rianten nutzt. Umgekehrt heißt 
das: 75 Prozent können sich das 
Studium ohne Unterstützung 
Dritter leisten. Hinzu kommen 
die Lebenshaltungskosten. Die 
soziale Abkopplung ist demnach 
Realität.

Private Schulen leben gera-
dezu von ihrem Ruf, besser als 
öffentliche zu sein. Soziale Se-
lektion spielt dabei eine wich-
tige Rolle. Privatschulen wird 
unterstellt, dass sie Eltern aus 
bildungsnahen Schichten an-
sprechen und so ein förderndes 
Umfeld schaffen. Bekenntnisse 
zur sozialen Offenheit werden 
problemlos umgangen. Wählt 
eine private Schule z.B. einen 
musischen Schwerpunkt, ist die 
Wahrscheinlichkeit groß, dass 
Kinder von Eltern mit geringem 
Bildungsstand oder geringem 
Einkommen den Weg dorthin 
nicht inden. Ein Phänomen, das 
auch vor öffentlichen Schulen 
nicht Halt macht und die soziale 
Spaltung im Bildungssektor ver-
stärkt.

Öffentliche Haushaltsmittel, 
die in private Einrichtungen 
umgeleitet werden, entziehen 
dem öffentlichen Bildungsan-

Aus einem Stoff gemacht
„Die Kinder Adams sind aus einem Stoff gemacht /als 

Glieder eines Leibs von Gott, dem Herrn, erdacht. / Sobald 
ein Leid geschieht nur einem dieser Glieder, /dann klingt sein 
Schmerz sogleich in ihnen allen wider. / Ein Mensch, den 
nicht die Not der Menschenbrüder rührt, / verdient nicht, 
dass er noch des Menschen Namen führt.“

Dies schrieb der persische Dichter Saadi im 13. Jahrhundert. 
Im Iran kennt jedes Kind dieses Gedicht. Es hat leider nichts verlo-
ren von seiner Aktualität.
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gebot die Basis. Die Privatisie-
rung nimmt eine Eigendynamik 
an, die sich kaum stoppen lässt. 
Geld, das in eine insolvente pri-
vate Hochschule gegangen ist, 
ist unwiderrulich verloren. Die 
Folgekosten werden meist ver-
gesellschaftet. Da die öffentli-
chen Haushalte gleichfalls chro-
nisch unterinanziert sind, steigt 
der Druck, die Kosten zu senken. 
Über diesen Druck inden Leih-
arbeit und nicht-professionell 
geschultes Personal ihren Weg 
in die öffentlichen Bildungsein-
richtungen.

So begrüßenswert es war, dass 
im Zuge des Hartz-IV-Kompro-
misses Mittel für 3.000 zusätz-
liche Schulsozialarbeiterstellen 
bereit gestellt wurden, die bis 
2013 befristete Finanzierung 
nötigt die Kommunen geradezu, 
keine Festanstellungen einzuge-
hen. Lieber greift man auf freie 
Träger zurück und beendet das 
Engagement nach dem Auslau-
fen der Mittel. Eine kontinuier-
liche und konzeptgebundene Bil-
dungsarbeit wird so unmöglich 
gemacht. Absurde Züge haben 
solche Praktiken in Niedersach-
sen angenommen, wo in großem 
Stil Honorarkräfte an Ganztags-
schulen beschäftigt wurden, um 
Sozialversicherungsabgaben zu 
sparen. Eine offenbar rechtswid-
rige Praxis, die massenhaft straf-
rechtliche Verfahren zur Folge 
hat. Mit der Motivation und Pro-
fessionalität der Beschäftigten 
im Bildungswesen steht und fällt 
aber deren Qualität.

Marktmechanismen, seien es 
Studiengebühren, soziale Aus-
wahl, Lohndumping oder De-
professionalisierung, machen 
das öffentliche Gut Bildung zur 
Ware. Sie schließen gerade dieje-
nigen aus, die individueller För-
derung am stärksten bedürfen. 
Wettbewerb produziert keine 
Chancengleichheit. Freiheits-
rechte wurden zwar unter ande-

rem geschaffen, um Märkte zu 
etablieren, die Marktwirtschaft 
produziert aber aus sich heraus 
weder Freiheit noch Gleichheit.

Bildung: Öffentlich, 
gebühren- und 
diskriminierungsfrei

Wollen wir Chancengleichheit 
für alle Menschen, inklusive Bil-
dung in einer inklusiven Gesell-
schaft, kurz das Menschenrecht 
auf Bildung verwirklichen, dann 
muss Bildung ein öffentliches 
Gut bleiben. Die Privatisierung 
der Bildung, der Trend, Bildung 
zunehmend als Ware zu deinie-
ren und zu vermarkten, muss 
gestoppt werden. Bildung muss 
gebührenfrei, öffentlich inan-

ziert und für jeden Menschen zu-
gänglich sein. Dafür müssen die 
öffentlichen Bildungsausgaben 
deutlich gesteigert und nachhal-
tig gesichert werden. Die Ein-
führung einer Vermögenssteuer 
und eine gerechtere Unterneh-
mensbesteuerung sind vor dem 
Hintergrund von Schuldenbrem-
se und Fiskalpakt unverzichtbare 
Maßnahmen. Schließlich muss 
dem Trend, qualiiziertes durch 
nicht professionell ausgebildetes 
Personal zu ersetzen, Einhalt ge-
boten und durch eine Fachkräfte-
offensive im Bildungsbereich er-
setzt werden. Gute Bildung gibt 
es nur mit gutem Personal.

ULRICH THÖNE

Hamburger Aufruf
Unterstützen Sie das Bündnis UMfairTEILEN... 

Es gibt einen Ausweg aus der Wirtschafts- und Finanzkrise: 
Umverteilung! Wir wollen nicht, dass die öffentlichen und sozi-
alen Leistungen verschlechtert und die große Mehrheit der Be-
völkerung höher belastet wird. Stattdessen müssen übergroßer 
Reichtum und Finanzspekulationen endlich gesteuert werden. Es 
geht nicht nur um Geld, sondern auch um gelebte Solidarität in 
unserer Gesellschaft. 

Wir fordern 
eine Vermögenssteuer und eine einmalige Vermögensabgabe, 

um die notwendigen öffentlichen und sozialen Ausgaben gerecht  
zu inanzieren und die Verschuldung abzubauen und 

einen konsequenten Kampf gegen Steuerlucht und Steueroa-
sen und für eine Steuer auf Finanzmarktgeschäfte gegen Spe-
kulation und gegen Armut, weltweit.

Auch für Hamburg gilt: Nicht Kürzungen auf der Ausgaben-
seite der öffentlichen Haushalte, wie z.B. Personalabbau und 
die Einschränkung oder sogar Streichung notwendiger sozialer, 
kultureller sowie anderer Angebote, sondern vor allem eine 
Stärkung der Einnahmeseite ist der richtige Weg. Auch weitere 
Privatisierungen der Daseinsvorsorge lehnen wir ab. Die struk-
turelle Unterinanzierung der öffentlichen Haushalte bzw. Kom-
munen muss durch Steuergerechtigkeit beendet werden, denn die 
Schuldenkrise ist vor allem eine Steuerkrise! 

Deshalb fordern wir Senat und Bürgerschaft in Hamburg auf, 
sich unseren Forderungen anzuschließen und sie in die Tat um-
zusetzen! 


